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Kurzdarstellung

Anlass zur Gründung des Fachausschusses „Materielle Mitarbeiterbeteiligung“ war das wachsende Interesse 
an Modellen und Programmen der Erfolgs- und Kapitalbeteiligung in den Unternehmen der deutschen Stahlin-
dustrie.

Der Fachausschuss hatte sich zum Ziel gesetzt, den aktuellen Erkenntnisstand über die Formen und Zielsetzun-
gen materieller Mitarbeiterbeteiligung aufzuarbeiten, die rechtlichen Rahmenbedingungen in Deutschland zu 
skizzieren und eine Bestandsaufnahme zur materiellen Mitarbeiterbeteiligung in den Unternehmen der deut-
schen Stahlindustrie anzufertigen. Ausgesuchte betriebliche Beispiele zur Erfolgs- und Kapitalbeteiligung sollen
deren jeweilige unterschiedliche Zielsetzungen, deren Umsetzungen und erste Erfahrungen vermitteln. Darauf
aufbauend werden Handlungsempfehlungen abgeleitet.
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1. Einleitung – Materielle Mitarbeiterbeteiligung 
als Bestandteil einer modernen Personalpolitik

Im Verlauf der neunziger Jahre gewann materielle Mitarbeiterbeteiligung in Deutschland zunehmend an Bedeu-
tung, obwohl die finanzielle Beteiligung von Arbeitnehmern in Deutschland traditionell eine wesentlich geringe-
re Bedeutung hat, als zum Beispiel in den USA, in Frankreich oder Großbritannien.1

Das liegt vor allem darin begründet, dass in vielen Großunternehmen aber zunehmend auch in mittelständisch
organisierten Betrieben erkannt wurde, dass wer am Erfolg des Unternehmens beteiligt wird, sich auch mehr für
das Unternehmen einsetzt. Dies führte dazu, dass Mitarbeiterbeteiligung in die jeweilige Unternehmensstrategie
eingebunden wurde oder zumindest als Bestandteil einer modernen betrieblichen Personalpolitik begriffen wird.

Die allgemeinen rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedingungen in Deutschland ermöglichen einen relativ
großen Handlungsspielraum, der eine Vielfalt an Modellen und Programmen materieller Mitarbeiterbeteiligung
hervorbrachte. So sind viele Unternehmen bestrebt, ein auf seine spezifischen Bedingungen optimal zugeschnit-
tenes Beteiligungsprogramm zu entwickeln und dieses an die gesetzlichen Änderungen und betrieblichen Erfah-
rungen anzupassen.

Entsprechend vielschichtig sind die Zielsetzungen materieller Beteiligung von Beschäftigten am Unternehmen. In
der Regel verfolgen Unternehmen jedoch nicht nur ein einzelnes Ziel, sondern ein auf das Unternehmen zuge-
schnittenes Zielbündel (vgl. Schaubild).

1) Vor dem Hintergrund unterschiedlicher Gesellschaftssysteme mit jeweils spezifischen industriellen Beziehungen und Sozialstaatstraditionen, spielt in
angelsächsischen Systemen der private Vorsorgegedanke traditionell eine größere Rolle als in Deutschland. In Frankreich sind sogar alle Unterneh-
men mit mehr als 50 Beschäftigten gesetzlich verpflichtet, ihre Arbeitnehmer gemäß einer staatlich vorgegebenen Formel am Gewinn zu beteiligen
(Participation aux fruits de l’expansion).

zusätzliche Unter-
nehm ensfinanzierung

Steigerung
der M otivation

Flexibilisierung
der Personalkosten

Steigerung der
Identifikation m it
dem  Unternehm en

Ziele m aterieller M itarbeiterbeteiligung

Gew innung und
Bindung von

M itarbeiterpotential

M itarbeiter-
beteiligung
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Zu den Zielen im Einzelnen:

Steigung der Motivation

Die am häufigsten genannte Zielsetzung einer Mitarbeiterbeteiligung ist die Steigerung der Motivation und der
Leistungsbereitschaft der Mitarbeiter. Unternehmen erhoffen sich eine Erhöhung des Kostenbewusstseins, eine
Stärkung des Interesses am Erfolg des Unternehmens und höheren persönlichen Einsatz der Mitarbeiter. Sowohl
Erfolgs- als auch Kapitalbeteiligungsmodelle (zur Systematik vgl. Kapitel 2) können als materielle Komponente
die in materiellen Maßnahmen – wie z. B. Führungskultur – ergänzen.

Zusätzliche Unternehmensfinanzierung

Kapitalbeteiligungsmodelle können einen interessanten Baustein der Unternehmensfinanzierung darstellen. Das
gilt insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen, die an einer Verbesserung ihrer Eigenkapitalbasis oder
Finanzierungsstruktur interessiert sind.

Gewinnung und Bindung von Mitarbeiterpotential

Mittel- bis langfristig orientierte Kapitalbeteiligungsmodelle dienen oft als Instrument zur Gewinnung und Bin-
dung des Mitarbeiterpotentials am Markt stark umworbener hochqualifizierter Fach- und Führungskräfte.

Flexibilisierung der Personalkosten (Personalpolitik)

Seit den siebziger Jahren wurde insbesondere in Großunternehmen die Gewährung einer Mitarbeiterbeteiligung
in das Sozialleistungspaket integriert. Heute zielen Modelle der Erfolgsbeteiligung primär auf eine Flexibilisierung
der Personalkosten als Bestandteil einer modernen Personalpolitik.

Steigerung der Identifikation mit dem Unternehmen (Unternehmenskultur)

Materielle Beteiligung ist Teil der Unternehmenskultur und vom Gedanken der Partnerschaft zwischen den
Betriebsparteien getragen.

Der Bericht ist folgendermaßen gegliedert:

Zunächst werden die Grundformen materieller Mitarbeiterbeteiligung systemati siert und deren Merkmale
beschrieben (Kapitel 2). Es folgen Ausführungen  über die gesetzlichen und tarifvertraglichen Rahmenbedingun-
gen in Deutschland (Kapitel 3). Anschließend wird eine Bestandsaufnahme materieller Mitarbeiter beteiligung in
den Unternehmen der deutschen Eisen- und Stahlindustrie prä sentiert (Kapitel 4). Darauf aufbauend werden 
ausgewählte Modellbeispiele aus der betrieblichen Praxis vorgestellt (Kapitel 5), denen als Benchmark die Rege-
lungen über Kapital- und Erfolgsbeteiligung bei der Deutsche Telekom AG folgen (Kapital 6). Basierend auf den
bisher gemachten Erfahrungen wer den abschließend Empfehlungen zur Einführung oder Optimierung von
Erfolgs- und Kapitalbeteiligungsmodellen formuliert.
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2. Formen materieller Mitarbeiterbeteiligung

2.1. Definitionen

Als (materielle) Mitarbeiterbeteiligung im engeren Sinne wird in der Fachliteratur überwiegend die Beteiligung
des Arbeitnehmers am Kapital des arbeitgebenden Unternehmens auf gesellschafts- und/oder schuldrechtlicher
Grundlage verstanden. Mitarbeiterbeteiligung im weiteren Sinne umfasst darüber hinaus als zweiten Ast Erfolgs-
beteiligungen wie Gewinn-, Ertrags- oder Leistungsbeteiligungen. Bei der Gestaltung von Kapitalbeteiligungs-
modellen müssen sehr stark rechtliche Rahmenbedingungen – z. B. Eigentumsrechte und -pflichten – berück-
sichtigt werden. Die Gestaltung von Erfolgsbeteiligungsmodellen ist dagegen weitgehend der Unternehmens-
bzw. betrieblichen Ebene überlassen (Betriebsvereinbarungen).

Im folgenden Schaubild sind die wichtigsten Formen materieller Mitarbeiterbeteiligung dargestellt.

Die (theoretische) Unterscheidung in Erfolgs- und Kapitalbeteiligung ist in der Praxis nicht immer eindeutig, so
können zum Beispiel Erfolgsbeteiligungen in Form von Anteilen am Unternehmen ausgezahlt werden. Es lohnt
sich aber, die einzelnen (reinen) Modelle kurz vorzustellen, um deren jeweiligen Merkmale zu erläutern. 

Weiterhin ist in der Praxis auffällig, dass im Rahmen von Erfolgsbeteiligungen häufig andere, personenbezogene
Kriterien – wie zum Beispiel Fehlzeiten – berücksichtigt werden.

2.2. Erfolgsbeteiligung

Erfolgsbeteiligung kann systematisch untergliedert werden in Leistungs-, Ertrags- und Gewinnbeteiligung.

Leistungsbeteiligung

Messgröße für eine Leistungsbeteiligung kann die Höhe der Produktion, die Produktivität oder eine definierte
Kosteneinsparung sein.

Produktionssteigerungen werden in der Regel als höhere Gutmenge oder (vom Kunden abgenommene) Ver-
sandmenge definiert. Unter Produktivität wird üblicherweise der Quotient erzeugte Menge/Lohnstunde verstan-

Leistungsbeteiligung – Belegschaftsaktie
– Produktion – Aktienoption
– Produktivität – GmbH-Anteil
– Kostenersparnis – Mitarbeiterdarlehen

– Genussrecht
Ertragsbeteiligung – Stille Beteiligung
– Umsatz – …
– Wertschöpfung

Gew innbeteiligung
– Bilanzgewinn
– Ausschüttungsgewinn
– Substanzgewinn

Form en m aterieller M itarbeiterbeteiligung

Erfolgsbeteiligung Kapitalbeteiligung
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den. Kosteneinsparung bezieht sich auf das gesamte Spektrum der betrieblichen Verarbeitungskosten und son-
stige Gemeinkosten; dies schließt auch indirekt definierte Kosteneinsparungen, z. B. über Gesundheits- oder
Unfallquoten, mit ein.

Ertragsbeteiligung

Für eine Ertragsbeteiligung können Umsatz und Wertschöpfung als Kennzahlen relevant sein.

Eine Ertragsbeteiligung über die Kennziffer Umsatz wird in der Regel auf Umsatzsteigerungen über Menge
und/oder Erlöse angewandt. Die Kennziffer Wertschöpfung wird üblicherweise definiert als Produktionswert
(Gesamtleistung zzgl. sonstige Erträge) abzüglich der Vorleistungen (Materialaufwand, Abschreibungen und son-
stige Aufwendungen). Allgemeines Ziel ist eine Steigerung der Wertschöpfung.

Gewinnbeteiligung

Als Kenngrößen können der Bilanzgewinn, der Ausschüttungsgewinn und der Substanzgewinn herangezogen
werden.

Der Bilanzgewinn wird definiert als Jahresüberschuss +/– Gewinnvortrag/Verlustvortrag aus dem Vorjahr 
+/– Ergebnisverwendung. In der betrieblichen Praxis werden auch andere Kennziffern zugrundegelegt, so das
Ergebnis vor Steuern, der Return on Capital Employed (ROCE), die Cash-flow-Rendite (CFR) oder der Wertbeitrag.

Als wichtigste Kenngröße der Gewinnbeteiligung wäre das Ergebnis vor Steuern und Anteilen anderer Gesell-
schafter zu nennen. Das Ergebnis vor Steuern ist ein periodenbezogener und durch Rechnungslegungsvorschrif-
ten objektivierter Erfolgsmaßstab sowie eine verständliche und übliche Ergebnisgröße, die im Regelfall auch auf
allen Berichtsebenen ermittelt wird.

Der ROCE reflektiert die Ertragskraft des Gesamtkapitals. Die Kennzahl gibt an, welche Gesamtkapitalrendite für
die Kapitalgeber erwirtschaftet worden ist und verdeutlicht, wie vorteilhaft das Unternehmen insgesamt mit dem
verzinslichen Kapital gearbeitet hat bzw. wie erfolgreich das Vermögen genutzt wurde.

Der CFR zeigt die Verzinsung des ursprünglich investierten Kapitals an und ist zahlungsstromorientiert (im Gegen-
satz zum ROCE basiert er damit nicht ausschließlich auf buchhalterischen Größen). 

Der Cash Flow im Sinne von Nettoeinnahmen verdeutlicht, in welchem Umfang in der betrachteten Periode durch
die laufende Betriebstätigkeit Einnahmeüberschüsse erwirtschaftet worden sind. 

Der Wertbeitrag ergibt sich als Differenz zwischen erwirtschafteter Kapitalrenditen (ROCE) und dem geltenden
durchschnittlichen Kapitalkostensatz (WACC), multipliziert mit dem Wert des durchschnittlich eingesetzten
Gesamtkapitals (CE).

Der Ausschüttungsgewinn ist ein Teil der Ergebnisverwendung. Bei Aktiengesellschaften ist dieser definiert als
Dividende je Aktie.

Als Substanzgewinn kann die Entwicklung des Aktienkurses von einem (Ausgabe-) Zeitpunkt bis zu einem fest-
gelegten Bezugszeitpunkt der Erfolgsbeteiligung definiert werden. Hierbei können auch durchschnittliche 
Aktienkurse zupgrunde gelegt werden.

2.3. Kapitalbeteiligung

Unter Kapitalbeteiligung werden im Folgenden die bekanntesten Formen Belegschaftsaktie, Aktienoption,
GmbH-Anteil, Mitarbeiterdarlehen, Genussrecht und stille Beteiligung kurz beschrieben.
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Belegschaftsaktie

Belegschaftsaktien sind die klassische Form der Produktivvermögensbildung in Arbeitnehmerhand. Die Ausgabe
ist nur durch Aktiengesellschaften (sowie durch Kommanditgesellschaften auf Aktien) möglich. Belegschaftsakti-
en sind keine eigenständige Aktienform. Es handelt sich um normale Aktien des Unternehmens, die den Arbeit-
nehmern des Unternehmens in der Regel zu einem Vorzugskurs zum Kauf angeboten werden oder kostenfrei
als Gratisaktien ausgegeben werden. In der Regel ist der geldwerte Vorteil vom Arbeitnehmer mit Ausnahme der
Steuerfreiheit nach § 19 a EStG (vgl. Kapitel 3.1.) zu versteuern. Darüber hinaus gibt es auch Aktiensparpläne, bei
denen der geldwerte Vorteil in der Gewährung eines zinsgünstigen Darlehens besteht.

Durch das Aktiengesetz erhalten die beteiligten Arbeitnehmer ein hohes Maß an Rechtssicherheit. Der Beleg-
schaftsaktionär genießt – wie jeder andere Aktionär – Verwaltungsrechte wie das Stimmrecht und das Recht auf
Teilnahme an der Hauptversammlung sowie Vermögensrechte, vor allem das Recht auf Anteil am Jahresgewinn
(Dividende) und das Bezugsrecht neuer Aktien bei Kapitalerhöhungen. Nachteilig ist, dass die Ausgabe nur durch
Aktiengesellschaften (sowie den seltenen Fall einer KGaA) möglich ist.

Aktienoption

Im Rahmen von Aktienoptionsplänen erhalten die Arbeitnehmer vom Unternehmen ein verbrieftes Bezugsrecht
(Option) auf Aktien, das nach Ablauf einer Sperrfrist (mindestens zwei Jahre) während festgelegter Zeiträume
(sogenannte Handels- oder Ausführungsfenster) zum Kauf einer bestimmten Anzahl Aktien berechtigt. Streng-
genommen sind ausgeübte Aktionoptionen der Erfolgsbeteiligung zuzuordnen, da der Nutzen von der Differenz
des vom Erfolg des Unternehmens abhängigen Börsenkurses zum festgelegten Aktienpreis abhängt, also mit
wachsendem Erfolg und damit wachsendem Börsenkurs die Ausübung der Option zu einem erfolgsbezogenen
Einkommensanteil führt.

Aktienoptionen als wertorientierter Vergütungsbestandteil richten sich bis heute fast ausschließlich an Führungs-
kräfte. Sie werden meist als Instrument zur Unternehmensbindung eingesetzt, indem sie in Unternehmen zur
Anwendung kommen, die qualifizierte Berufsgruppen beschäftigen oder suchen, die am Arbeitsmarkt knapp
sind und somit stark umworben werden (vgl. auch Kapitel 6).

GmbH-Anteil

Die Beteiligung der Arbeitnehmer am GmbH-Kapital stellt die weitreichendste Form der Beteiligung dar, da die
GmbH-Anteile volle Gesellschafterrechte beinhalten. Die umfangreichen Rechte der Gesellschafter sind in §§ 45
ff. GmbHG geregelt und schließen die Möglichkeit der Beeinflussung der Geschäftspolitik des Unternehmens ein.
Neben Verwaltungsrechten (vor allem Stimmrecht, Recht auf Teilnahme an der Gesellschafterversammlung,
Recht auf Auskunft über die Gesellschaft und auf Einsicht in die Bücher) stehen jedem Gesellschafter Vermö-
gensrechte (zum Beispiel das Recht, über die Gewinnverwendung zu entscheiden) zu. Der Arbeitnehmergesell-
schafter verpflichtet sich im Gegenzug, die von ihm übernommene Stammeinlage einzuzahlen.

Der Vorteil der GmbH-Beteiligung liegt in der vollgesellschaftlichen Beteiligung der Arbeitnehmer, die die Bindung
und Identifikation an das Unternehmen unterstützt. Als Nachteil müssen die gesetzlichen Formvorschriften
genannt werden (notarielle Beurkundungen, Kosten). Weiterhin gibt es keine Absicherung gegen das Konkurs-
risiko.

Mitarbeiterdarlehen

Beim Mitarbeiterdarlehen als materielle Mitarbeiterbeteiligung überlässt der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber
Kapital zur vorübergehenden Nutzung. Er leiht seinem Arbeitgeber Geld und erhält dafür eine adäquate Verzin-
sung. Das Darlehensverhältnis wird in einem schuldrechtlichen Vertrag entsprechend §§ 607 ff. BGB geregelt. Das
Mitarbeiterdarlehen eignet sich besonders als „Einstieg“ in die Mitarbeiterbeteiligung. Diese Beteiligungsform ist
rechtsformunabhängig: Mitwirkungsrechte sind nicht vorgesehen.
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Genussrecht

Mit einem Genussrecht erwirbt der Arbeitnehmer Vermögensrechte an dem arbeitgebenden Unternehmen.
Damit verbunden ist eine Beteiligung am Gewinn bzw. am Verlust des Unternehmens. Weitergehende Rechte
sind mit Genussrechten nicht zwingend verbunden. Sie sind somit allein als Gläubigerrechte zu bewerten, die
keinerlei Kontroll- oder Mitgliedschaftsrechte (zum Beispiel Stimmrecht oder Recht auf Teilnahme an Gesell-
schafterversammlungen) gewähren. Als Genussscheine werden Genussrechte bezeichnet, die in Wertpapieren
verbrieft werden.

Die Vorteile des Genussrechtes liegen in der weitgehenden Vertragsfreiheit sowie im großen Gestaltungsspiel-
raum bei Konzeption der Gewinn- und Verlustbeteiligung. Beim Genussrecht handelt es sich um eine rechts-
formunabhängige Beteiligungsform. Nachteilig ist die Notwendigkeit besonderer Sorgfalt bei der Konzeption
wegen fehlender rechtlicher Kodifizierung. Weiterhin besteht keine Schutzmöglichkeit gegen das Konkursrisiko. 

Stille Beteiligung

Erwirbt der Arbeitnehmer eine stille Beteiligung, so wird dieser stiller Gesellschafter des Unternehmens. Der
Begriff „stille“ Beteiligung bezieht sich darauf, dass die stille Gesellschaft als reine Innengesellschaft existiert und
damit nach außen nicht in Erscheinung tritt. Die Regelungen zu stillen Beteiligungen finden sich in §§ 230 ff. HGB.
Danach hat der stille Gesellschafter gewisse Kontrollrechte aber keine Mitspracherechte.

Während bei oben genanntem ein unmittelbares Vertragsverhältnis zwischen dem Unternehmen und dem
Arbeitnehmer besteht (direkte stille Beteiligung), wird bei der indirekten stillen Beteiligung eine Institution zwi-
schengeschaltet. Hier erwerben die Arbeitnehmer eine stille Beteiligung an einer Mitarbeiterbeteiligungsgesell-
schaft (MBG). Diese sammelt das Kapital und stellt es gebündelt dem arbeitgebenden Unternehmen zur Verfü-
gung.

Bei der stillen Beteiligung handelt es sich um eine einfache und kostengünstige Beteiligungsform, da eine Ein-
tragung im Handelsregister und ein notarieller Vertrag nicht erforderlich sind. Das stille Kapital kann eigen- oder
fremdkapitalähnlich gestaltet werden. Der Hauptnachteil liegt darin, dass keine Absicherung des Konkursrisikos
besteht. 

Das nachfolgende Schaubild fasst die wesentlichen Aussagen zur Mitarbeiterkapitalbeteiligung in übersichtlicher
und die Vergleichbarkeit erläuternder Form nochmals zusammen.
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3. Gesetzliche und tarifvertragliche 
Rahmenbedingungen in Deutschland

3.1. Staatliche Förderung der betrieblichen Vermögensbildung 
(Kapitalbeteiligung)

Fünftes Vermögensbildungsgesetz (VermBG)

Das Vermögensbildungsgesetz regelt die staatliche Förderung für die Anlage vermögenswirksamer Leistungen.
Vermögenswirksame Leistungen sind Geldleistungen des Arbeitgeber, die aufgrund eines Tarifvertrages, einer
Betriebsvereinbarung oder eines Einzelarbeitsvertrages an den Arbeitnehmer gezahlt werden. Es können auch
Teile des Arbeitsentgelts sein, die der Arbeitgeber für den Arbeitnehmer – aus versteuertem Einkommen – in
bestimmte Anlagearten einbringt. Die Anlage muss in Beteiligungen oder Bausparverträgen erfolgen und darf
vor Ablauf einer Sperrfrist von in der Regel 7 Jahren nicht angetastet werden. 

Eine Förderung durch die sogenannte Sparzulage erfolgt bis zu einem Höchstbetrag von 480 �bei Einhaltung
einer Einkommensgrenze (zu versteuerndes Einkommen) in Höhe von 17.900 � für Alleinstehende und 
35.800 �für Verheiratete. Das Vermögensbildungsgesetz unterscheidet zwischen der Anlage in Beteiligungen
und der Anlage in anderen geförderten Anlageformen. Seit Januar 1999 gibt es darüber hinaus bis zu 408 �pro
Jahr, die der Arbeitnehmer zusätzlich gefördert anlegen kann. Darauf erhält er – bei Einhaltung der Einkom-
mensgrenzen – bis zu 20 % Sparzulage, wenn eine Beteiligung am Produktivkapital (Aktienfonds, Aktien oder
Mitarbeiterbeteiligungen) vorliegt. Begünstigt werden dabei auch Anlagen in gemischte Wertpapier- und Grund-
stücks-Sondervermögen (Dachfonds), soweit sie in erster Linie in Produktivkapital investieren. In den neuen Bun-
desländern beträgt die Sparzulage sogar 25 % (Sonderregelung bis einschließlich 2004). Für die Förderung ist es
also nicht entscheidend Kapitalbeteiligungen am eigenen Unternehmen zu erwerben, sondern sich ganz
grundsätzlich am Produktivkapital zu beteiligen.

Werden die vermögenswirksamen Leistungen im eigenen Unternehmen angelegt, so muss der Arbeitgeber in
Zusammenarbeit mit dem Arbeitnehmer bzw. dessen Vertretung Vorkehrungen zur Absicherung dieser Anlage
für den Fall treffen, dass das Unternehmen innerhalb der Sperrfrist zahlungsunfähig wird. Die Regelung ist in die-
sem Fall sehr offen gestaltet (Bankbürgschaften, Versicherungslösungen oder auch staatliche Bürgschaften). Bei
der Beteiligung von Mitarbeitern am Unternehmenskapital ist auch eine Förderkombination aus dem 5. VermBG
und § 19 EstG möglich.

19a Einkommenssteuergesetz

Der § 19 im Einkommensteuergesetz regelt die steuerliche Förderung der Überlassung von Vermögensbeteili-
gungen an Arbeitnehmer. Erhält danach ein Arbeitnehmer im Rahmen seines Dienstverhältnisses unentgeltlich
oder verbilligt Kapitalbeteiligungen oder Vermögensbeteiligungen (Darlehensforderungen) so bleiben diese bis
zum halben Wert der Vermögensbeteiligung und bis max. 154 �steuerfrei. Dieser Freibetrag bezieht sich immer
auf ein Steuerjahr und kann damit jedes Jahr neu genutzt werden. Der über diesen Freibetrag hinausgehende
Vorteil ist wie Arbeitslohn zu versteuern. Die bis einschließlich 2001 geltende steuerliche Sperrfrist von sechs Jah-
ren wurde mit der Steuerreform 2002 ersatzlos gestrichen. Damit muss seit 01.01.2002 keine Nachversteuerung
mehr erfolgen, wenn der Arbeitnehmer die Vermögensbeteiligungen vor Ablauf dieser Sperrfrist veräußert. Die
Absätze 3a bis 7 zählen im Einzelnen die begünstigten Beteiligungsformen auf. Dies können z.B. Aktien, Wan-
delschuldverschreibungen, Gewinnschuldverschreibungen oder auch Genussscheine sein. Wichtig ist dabei ins-
besondere bei Belegschaftsbeteiligungen innerhalb von Konzernen, dass nur dann eine steuerliche Förderung
der Arbeitnehmerbeteiligung in den Konzerngesellschaften erfolgt, wenn diese Konzernunternehmen im Sinne
des Aktienrechts (§ 18 AktG) sind. Das bedeutet, dass diese Unternehmen von der Konzernobergesellschaft
beherrscht werden. Nur dann werden die Vermögensbeteiligungen der Konzernobergesellschaft gegenüber der
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Konzernbelegschaft wie direkte Vermögensbeteiligungen des Arbeitgebers, sprich der einzelnen Konzerngesell-
schaft, behandelt.

3.2. Tarifvertragliche Regelungen (Erfolgsbeteiligung)

Tarifvertrag über die tarifliche Absicherung eines Teiles eines 13. Monatseinkommens in der Eisen-, Metall-, Elek-
tro- und Zentralheizungsindustrie (hier z. B. Metall NRW).

Der oben angeführte Tarifvertrag enthält für die Belange der Jahressonderzahlung („Weihnachtsgeld“) eine Kom-
ponente, die darauf abzielt, die Beschäftigten über eine erhöhte Jahressonderzahlung an einer Kostenentlastung
der Betriebe/Unternehmen zu beteiligen. Dies geschieht nach dem folgenden Modell:

Seit 1997 beträgt die Jahressonderzahlung grundsätzlich

(Staffel A)

nach 6 Monaten Betriebszugehörigkeit 25 %
nach 12 Monaten Betriebszugehörigkeit 35 %
nach 24 Monaten Betriebszugehörigkeit 45 %
nach 36 Monaten Betriebszugehörigkeit 55 %

eines Monatsentgeltes bzw. einer Monatsvergütung. 

Von dieser Staffel kann durch Abschluss einer freiwilligen Betriebsvereinbarung mit der Zielsetzung der Verrin-
gerung krankheitsbedingter Fehlzeiten abgewichen werden. Hierdurch sollen die Beschäftigten an der Kosten-
entlastung des Betriebs/Unternehmens, die durch eine geringere Personalreserve bzw. durch geringere Mehrar-
beitsquoten bei einem niedrigeren Krankenstand entsteht, beteiligt werden.

Eine diese Thematik betreffende Betriebsvereinbarung muss unter den folgenden Maßgaben abgeschlossen
werden:

Die Ausgangsstaffel für die Ermittlung der Jahressonderzahlung enthält die folgenden Werte:

(Staffel B)

nach 6 Monaten Betriebszugehörigkeit 20 %
nach 12 Monaten Betriebszugehörigkeit 30 %
nach 24 Monaten Betriebszugehörigkeit 40 %
nach 36 Monaten Betriebszugehörigkeit 50 %

eines Monatsentgeltes bzw. einer Monatsvergütung.

Bei einer entsprechenden Verringerung des Krankenstandes kann diese Staffel um bis zu 15 Prozentpunkte
erhöhtwerden, das heißt  in der Spitze kann eine Sonderzahlung in Höhe von 65 % erzielt werden. 

Hierzu wird der durchschnittliche Krankenstand des Betriebes für den Zeitraum Januar bis September 1996 (ohne
Einbeziehung von Zeiten des Mutterschutzes, der Arbeitsunfähigkeit wegen eines Arbeitsunfalls sowie Krank-
heitszeiten ab dem siebten Monat einer langandauernden Arbeitsunfähigkeit) ermittelt. Auf gleicher Basis ist nun
der Krankenstand der Monate Oktober bis September für das entsprechende Auszahlungsjahr zu ermitteln. Ist
dieser Krankenstand gleich hoch oder höher als der Referenzkrankenstand, so wird die Jahressonderzahlung
nach der Staffel B ausgezahlt. Ist er niedriger als der Referenzkrankenstand, so ist eine höhere Jahressonderzah-
lung (um bis zu 15 %) zu leisten. 

Die exakte Ausgestaltung der Erhöhung der Staffel in Abhängigkeit von einer Verringerung des Krankenstandes
regeln die jeweiligen Betriebsvertragsparteien vor Ort, wobei zusätzlich Maßnahmen zur Gesundheitsförderung
erarbeitet und eingeleitet werden sollen. 
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Der Abschluss einer solchen Betriebsvereinbarung ist in jedem Falle freiwillig und somit nicht über eine Eini-
gungsstelle erzwingbar. Wird keine freiwillige Betriebsvereinbarung abgeschlossen ist die Staffel A zur Anwen-
dung zu bringen.

Die Praxis hat gezeigt, dass insbesondere die Arbeitnehmervertretungen häufig schwer davon zu überzeugen
sind, eine Betriebsvereinbarung nach diesem Modell abzuschließen. Ein wesentlicher Grund ist hierbei, dass bei
der Festlegung des Referenzkrankenstandes 1996 die tendenziell mit höheren Fehlzeiten belegten Monate Okto-
ber bis Dezember bei der Betrachtung außer Acht gelassen werden, während sie bei der Ermittlung des Ver-
gleichskrankenstandes Berücksichtigung finden. Somit findet diese Möglichkeit der materiellen Beteiligung der
Belegschaften an erzielten Kostensenkungen der Unternehmen/Betriebe flächendeckend nur geringe Anwen-
dung.

Vergleichbare Regelungen gibt es auch in anderen Metall-Tarifbereichen. Die Tarifregelungen in der Stahlindustrie
sehen solche Möglichkeiten nicht vor.
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4. Bestandsaufnahme in den Unternehmen 
der Stahlindustrie

Im Jahr 2002 wurde durch den Fachausschuss eine Erhebung über materielle Mitarbeiterbeteiligung in den
Unternehmen der Stahlindustrie durchgeführt. 

Die nachfolgenden Schaubilder geben – getrennt nach Tarifmitarbeitern und außertariflichen Angestellten –
einen zusammenfassenden Überblick.

Im Anschluss werden die in dem Unternehmen umgesetzten Mitarbeiterbeteiligungsmodelle zur Erklärung kurz
beschrieben.
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AG der Dillinger Hüttenwerke

Seit dem Geschäftsjahr 2000 gilt eine Betriebsvereinbarung, die bei erzielten Einsparungen sowie gutem
betriebswirtschaftlichem Geschäftsergebnis eine Erfolgsbeteiligung in Form einer Sonderzahlung nach Abschluss
des Geschäftsjahres regelt. Die Höhe der Erfolgsbeteiligung ist abhängig von der Verbesserung bestimmter Lei-
stungen (verschiedene quantitative Kennziffern) und vom wirtschaftlichen Ergebnis (BBV-Rendite). Die Regelung
gilt für alle Tarifmitarbeiter und nicht leitende AT-Angestellte.

Bochumer Verein Verkehrstechnik GmbH

Die Bochumer Verein Verkehrstechnik GmbH wurde im Mai 1998 von der Georgsmarienhütte Holding GmbH
übernommen. Sie ist aus der vorherigen Vereinigte Schmiedewerke GmbH, davor Schmiedewerke Krupp-Klöck-
ner GmbH hervorgegangen.

Im Lohnempfängerbereich wird kein Mitarbeiterbeteiligungsmodell angeboten. Für die AT-Angestellten werden
10 % des Jahresgehaltes als varia ble Prämie ausgeschrieben, wobei die Hälfte über persönliche Zielerreichung
ermittelt wird, die andere Hälfte von der Erreichung betrieblicher Kennzahlen, die auch ergebnisorientiert sind.
Die Auszahlung erfolgt nach Jahresende. Hier sind 15 % des Jahresentgeltes als variable Prämie definiert.

Edelstahl Witten-Krefeld GmbH

Die Edelstahl Witten-Krefeld GmbH wurde am 01.10.1994 gegründet. Die Gesellschaft ist ein Tochterunterneh-
men der ThyssenKrupp Steel AG.

Seit dem Geschäftsjahr 1995/96 gibt es eine Betriebsvereinbarung über eine Ergebnisbeteiligung der Mitarbei-
ter. Ziel dieser Vereinbarung ist, dass die aktiven Mitarbeiter (Tarif-Mitarbeiter und AT-Angestellte) an dem Ergeb-
nis des Unternehmens, unter Berücksichtigung ihrer in dem Geschäftsjahr erbrachten Arbeitsleistung/Anwesen-
heit, partizipieren.

Die Höhe der Ergebnisbeteiligungsprämie ist abhängig von dem erzielten Ergebnis (mindestens 10 Mio. DM) und
der Gesamtfehlzeitenquote des Geschäftsjahres. 

Darüber hinaus erhalten alle AT-Angestellten eine Tantieme, die vom erzielten Ergebnis und der persönlichen Lei-
stung abhängig ist. 

Im Jahr 2001 wurden von der Thyssen Krupp AG Belegschaftsaktien herausgegeben, die von den Mitarbeitern
unseres Unternehmens als Tochtergesellschaft des Konzerns ebenfalls erworben werden konnten.

Georgsmarienhütte GmbH

Im Jahre 1993 wurde die Georgsmarienhütte von Dr. Jürgen Großmann in einem Management-buy-out über-
nommen. 1997 wurde die Georgsmarienhütte Holding GmbH gegründet. Die Georgsmarienhütte GmbH wurde
Tochter der neuen Holding.

Seit dem 03.01.1995 gibt es im Unternehmen eine Betriebsvereinbarung über eine erfolgsabhängige betriebliche
Jahressondervergütung. Ziel dieser Vereinbarung ist, bei positiven Monatsergebnissen einen Teil dieser Ergebnis-
se an die Belegschaft zur Auszahlung zu bringen. Anspruchsberechtigt sind alle Lohnempfänger, Tarif- und AT-
Angestellten, die am Tage der jeweiligen Auszahlung im Unternehmen in einem Arbeitsverhältnis stehen. Aus-
zubildende haben grundsätzlich keinen Anspruch, jedoch wird jährlich durch die Geschäftsführung geprüft und
entschieden, ob diesem Personenkreis bei einem positiven Betriebsergebnis ebenfalls eine Sonderzahlung
gewährt werden kann. 

Als Basis für die Sonderzahlung (insgesamt für alle Belegschaftsmitglieder) wird als Bruttobe trag 8,33 % des posi-
tiven Betriebsergebnisses ermittelt. 8,33 % bedeuten, dass – unter Berück sichtigung von rd. 20 % Arbeitgebe-
ranteil an den Sozialversicherungsbeiträgen und des Bei trages zur Berufsgenossenschaft – grundsätzlich 10 %
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des positiven monatlichen Betriebsergebnisses an die Beschäftigten weitergeben werden. Diese 10 % können
durch vier Faktoren (Produktivität, Ausbringen, Ausfallquote Krankheits- und Unfallgeschehen, Energieverbrauch)
sowohl posi tiv als auch negativ in ihrer Höhe beeinflusst werden. 

Als weiteres erhalten alle AT-Angestellten eine Tantieme, die vom erzielten Jahresergebnis und der persönlichen
Leistung abhängig ist.

Hoesch Hohenlimburg GmbH

Hinsichtlich der Ausgabe von Belegschaftsaktien siehe ThyssenKrupp AG.

In Abhängigkeit vom wirtschaftlichen Ergebnis des jeweils abgelaufenen Geschäftsjahres wird den tariflichen Mit-
arbeitern eine betriebliche Sonderzahlung gewährt. Die Höhe der Zahlung wird zwischen Geschäftsführung und
Gesamtbetriebsrat festgelegt. Eine generelle Regelung zur Ermittlung/Berechnung dieser Sonderzahlung besteht
nicht.

Im nicht leitenden AT-Bereich wird ein variabler Bonus über Zielvereinbarungen gewährt. Hierbei werden mit dem
Mitarbeiter bis zu fünf individuelle Ziele pro Geschäftsjahr vereinbart. Der Bonus wird dann in Abhängigkeit vom
Erreichungsgrad der Ziele und dem Geschäftsergebnis sowie dem Ergebnis des Geschäftsbereiches, in dem der
Mitarbeiter tätig ist, berechnet. Das Anteil der individuellen Zielen beträgt dabei je nach Funktion im nicht leiten-
den Bereich 40 bis 60 %.

Hüttenwerke Krupp Mannesmann GmbH

Im Jahr 2001 kamen die Mitarbeiter von HKM erstmals in den Genuss Belegschaftsaktien (im Rahmen der Thys-
senKrupp AG-Regelung) zu erwerben. Geplant ist, dass sich ThyssenKrupp und Salzgitter als Miteigentümer bei
der Ausgabe von Belegschaftsaktien künftig abwechseln.

Für alle Mitarbeiter im Tarifbereich wurde im Oktober 1999 eine Leistungsbeteiligung auf Basis der jährlichen Ver-
sandmenge für die Jahre 2000 bis 2003 vereinbart. Die Höhe der Bonuszahlung ist weiterhin abhängig von den
individuellen Ausfallzeiten. Die AT-Angestellten nehmen an einer Gratifikationsregelung teil, die sowohl die per-
sönliche Leistung (Zielvereinbarung) als auch den Unternehmenserfolg berücksichtigt.

ISPAT Germany GmbH
ISPAT Walzdraht Hochfeld GmbH
ISPAT Stahlwerk Ruhrort GmbH

Zum 01.10.1997 hat die Thyssen Stahl AG alle Geschäftsanteile an der Stahl Ruhrort GmbH und der Walzdraht
Hochfeld GmbH an ISPAT International veräußert. Daraus sind oben genannte Gesellschaften hervorgegangen. 

Seit dem 01.01.2000 hat eine Betriebsvereinbarung über ein Mitarbeiter-Beteiligungssystem Gültigkeit. Alle Mit-
arbeiter (Tarif-Mitarbeiter, AT-Angestellte, anteilig Teilzeitmitarbeiter und Neueingestellte) sollen am Unterneh-
menserfolg teilhaben. Die Beteiligungszahlung setzt sich aus einer Basisprämie (Einhaltung des Kostenbudget),
einer Erfolgszahlung (wirtschaftliches Ergebnis) und einer Zahlung für das Erreichen kollektiver Ziele zusammen.
Es werden kalenderjährlich drei kollektive Ziele festgelegt. Mindestens eines der drei kollektiven Ziele muss jähr-
lich ausgewechselt werden.

Alle AT-Mitarbeiter erhalten eine Jahresabschlussvergütung (Tantieme), die vom Unternehmensergebnis und der
persönlichen Leistung abhängig ist.

Mannesmannröhren-Werke (Gruppe)

Nachdem die Unternehmensgruppe Mannesmannröhren-Werke im Mai 2000 Teil des Salzgitter-Konzerns
wurde, wurden damit auch bestimmte Regelungen im Salzgitter-Konzern übertragen. Dies betrifft bei der mate-
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riellen Mitarbeiterbeteiligung insbesondere die Ausgabe von Belegschaftsaktien sowie als besondere Form der
Erfolgsbeteiligung die Ausgabe von Bonusaktien im Jahr 2000. Des Weiteren sollen die neuen Konzern(rah-
men)betriebsvereinbarungen Erfolgsbeteiligung und ESOP im Unternehmensbereich Röhren umgesetzt werden.

Darüber hinaus erhalten alle AT-Angestellten eine Gewinnbeteiligung im Rahmen einer Tantieme-/Gratifikations-
regelung, die jeweils zur Hälfte die persönliche Leistung (teilweise in Zielvereinbarungen) und das Ergebnis der
Gesellschaft berücksichtigt.

Rasselstein GmbH
Rasselstein Hoesch GmbH

Die Rasselstein Hoesch GmbH (RHG) entstand am 1. Juli 1995 durch die Einbringung der Weißblechbetriebe der
Rasselstein AG und der Krupp Hoesch Stahl AG. Sie ist ein Tochterunternehmen der ThyssenKrupp AG im Seg-
ment Steel. 

Das Unternehmen hat seinen Sitz in Andernach und verfügt über eine Produktionsstätte in Andernach, Rhein-
land-Pfalz. Die Rasselstein GmbH (RaG) in Neuwied gehört zum ThyssenKrupp-Konzern und fertigt vorwiegend
Feinbleche für die Automobilindustrie.

In Anlehnung an den Tarifvertrag über eine Betriebliche Sonderzahlung in der Metall- und Elektroindustrie Rhein-
land-Pfalz i. d. Fassung vom Dezember 1996 (§ 6 Gesundheitsförderung) wurde bei RHG und RaG im Geschäfts-
jahr 97/98 eine Betriebsvereinbarung über ein Bonussystem bei geringer Fehlzeitenquote eingeführt. Das Bonus-
system ist als Bandbreitenmodell installiert. Die durchschnittliche Fehlzeitenquote aller Mitarbeiter im
Geschäftsjahr ist bestimmend für die Bonushöhe. Ab Geschäftsjahr 2000/2001 gilt für Auszubildende ein geson-
dertes Modell mit variierten Grenzen.

Stammbelegschaft einschl. befristete Mitarbeiter > 3 Monate

Fehlzeitenquote [fQ] in % Bonus in %  vom  M onatsverdienst

4,0 < fQ kein Bonus
3,7 „fQ £ 4,0 2,5 %
3,3 „fQ < 3,7 5,0 %
fQ < 3,3 5,0 % + Verhandlung über Sonderbonus

Auszubildende

Fehlzeitenquote [fQ] in % Bonus in %  der AZUBI-Vergütung

2,3 < fQ kein Bonus
2,0 „fQ £ 2,3 2,5 %
1,7 „fQ < 2,0 5,0 %
fQ < 1,7 5,0 % + Verhandlung über Sonderbonus

AT-Angestellte erhalten eine Gewinnbeteiligung im Rahmen einer Tantiemeregelung. Die Höhe dieser Gratifika-
tion richtet sich je zur Hälfte nach der persönlichen Zielerfüllung und dem gewichteten Ergebnis aus Unterneh-
mens- und Konzernerfolg.

Im Rahmen der Thyssen Krupp AG-Regelung erhielten die Mitarbeiter von RHG und RaG im Jahr 2001 Beleg-
schaftsaktien.

Salzgitter AG (Konzern)

Die Salzgitter AG steuert als Managementholding die fünf weitgehend eigenständigen Unternehmensbereiche
Stahl, Handel, Dienstleistung, Verarbeitung und Röhren. Seit dem 01.07.2001 besteht diese neue Unternehmens-
organisation, in der die Holding sich überwiegend auf Strategie-, Koordinierungs- und Controllingaufgaben kon-
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zentriert. Alle markt-, produkt-, prozess- und standortbezogenen Aufgabenstellungen werden in dezentraler Ver-
antwortung der Konzerngesellschaften bearbeitet.

Zur Umsetzung eines konzernweiten Konzeptes zur Mitarbeitererfolgsbeteiligung und Betrieblichen Altersver-
sorgung wurden auf Konzernebene mehrere Konzernvereinbarungen abgeschlossen, die einen verbindlichen
Rahmen für die Konzerngesellschaften vorgeben. Innerhalb dieses Rahmens können die Gesellschaften je nach
individuellen Gegebenheiten und Leistungsfähigkeit der Gesellschaft die Beteiligungsmodelle ausgestalten. Erst
mit Abschluss einer Betriebsvereinbarung auf Gesellschaftsebene entsteht der Anspruch für den einzelnen Mit-
arbeiter. 

Zusätzlich besteht für jeden Mitarbeiter im Konzern die Möglichkeit, sich bei der Ausgabe von Belegschaftsakti-
en oder der Auflage eines Employee Stock Ownership Plans (ESOP) unmittelbar am Kapital der Salzgitter AG zu
beteiligen. Eine gesonderte Vereinbarung auf Gesellschaftsebene ist hier nicht erforderlich.

Salzgitter Stahl GmbH

Der Unternehmensbereich Stahl besteht aus der Salzgitter Stahl GmbH (Zwischenholding) mit ihren drei operati-
ven Gesellschaften, der Salzgitter Flachstahl GmbH, der Peiner Träger GmbH und der Ilsenburger Grobblech
GmbH.

In allen drei Stahlgesellschaften werden zur Zeit Verhandlungen mit den Betriebsräten zur Umsetzung der Kon-
zernrahmenbetriebsvereinbarungen zur Betrieblichen Altersversorgung und Erfolgsbeteiligung geführt. Des Wei-
teren nehmen die Mitarbeiter im Stahlbereich an den Belegschaftsaktienprogrammen der Salzgitter AG teil.

ThyssenKrupp AG

In 2001 konnten die Belegschaftsmitglieder der Konzernunternehmen mit mind. 50 % Beteiligung erstmals
Belegschaftsaktien der ThyssenKrupp AG erwerben. Maßgebend für die Ausgabe der Belegschaftsaktien waren
die Bestimmungen des § 19a EStG.

Sowohl für den leitenden AT-Bereich als auch für den nichtleitenden AT-Bereich wird eine Erfolgsbeteiligung im
Rahmen einer Tantiemeregelung gewährt, die einerseits den wirtschaftlichen Erfolg (des Konzerns) und anderer-
seits auch die individuelle Leistung (über Zielvereinbarung) berücksichtigt.

Für die Konzerngesellschaften gibt es die Empfehlung, für die Festlegung der Tantiemehöhe den wirtschaftlichen
Erfolg (auf Basis des jeweiligen Unternehmensergebnisses) einerseits und die individuellen Leistung (über Ziel-
vereinbarungen) andererseits heranzuziehen und  – soweit dies noch nicht geschehen ist – die bestehenden
Regelungen und Verfahrensweisen für den nichtleitenden AT-Bereich entsprechend anzupassen bzw. abzuän-
dern.

ThyssenKrupp Nirosta GmbH

Die ThyssenKrupp Nirosta GmbH, eine 100% Tochtergesellschaft der Business Unit ThyssenKrupp Stainless
GmbH, produziert in fünf Standorten in Deutschland (Bochum, Düsseldorf-Benrath, Dahlerbrück, Dillenburg und
Krefeld).

Hinsichtlich der Ausgabe von Belegschaftsaktien siehe ThyssenKrupp AG.

Im Jahr 2000 wurde eine Gesamtbetriebsvereinbarung über die Gewährung einer freiwilligen Erfolgsprämie
abgeschlossen.

Zielsetzung: Mit der Gewährung einer ergebnis- und kennzifferbezogenen Erfolgsprämie soll

– der Zusammenhang zwischen Unternehmenserfolg und Vergütung für 
– die Entwicklung einer leistungsorientierten Vergütungspolitik und -kultur gefördert werden.
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Die Gesamtbetriebsvereinbarung gilt für alle Arbeitnehmer der ThyssenKrupp Nirosta GmbH mit Ausnahme der
leitenden Angestellten i.S.d. § 5 Abs. 3 BetrVG.

Die ThyssenKrupp Nirosta GmbH leistet an diese Mitarbeiter jährlich eine Erfolgsprämie für den Unternehmens-
erfolg des vorangegangenen Geschäftsjahres.

Die Erfolgsprämie setzt sich aus vier Prämienbestandteilen zusammen:

– dem Ergebnis vor Einkommens- und Ertragssteuern

– der Kennziffer „Beteiligungsquote betriebliches Vorschlagwesen“

– der Kennziffer „Unfallhäufigkeit“

– der Kennziffer „Gesundheitsquote“.

Die Höhe der Erfolgsprämie ist abhängig vom erzielten Ergebnis und den errechneten Kennziffern/Quoten des
Geschäftsjahres, für welches die Erfolgsprämie gewährt wird und errechnet sich nach Maßgabe einer abge-
stimmten Prämientabelle.

ThyssenKrupp Stahl AG

Hinsichtlich der Ausgabe von Belegschaftsaktien siehe ThyssenKrupp AG.

In Abhängigkeit vom wirtschaftlichen Ergebnis des jeweils abgelaufenen Geschäftsjahres wird den tariflichen Mit-
arbeitern eine betriebliche Sonderzahlung gewährt. Die Höhe dieser Zahlung wird zwischen Vorstand und
Gesamtbetriebsrat ausgehandelt und hierüber dann eine Vereinbarung getroffen, in der die Modalitäten für Mit-
arbeiter mit Fehlzeiten geregelt werden. Eine generelle Betriebsvereinbarung zur Ermittlung/Be rech  nung dieser
betrieblichen  Sonderzahlung besteht nicht.

Den AT-Angestellten wird eine jährliche Tantieme gewährt, die – neben einer arbeitsvertraglichen Grundtantie-
me  in Form eines festen Prozentsatzes des monatlichen AT-Gehaltes – sowohl das wirtschaftliche Ergebnis als
auch die persönliche Leistung berücksichtigt. Im Falle eines guten wirtschaftlichen Ergebnisses erfolgt eine
Erhöhung des allgemeinen Prozentsatzes zur Tantiemeermittlung; für die persönliche Leistung wird ein Budget
zur Verfügung gestellt, dessen Verteilung  den betrieblichen Vorgesetzten obliegt. 

V & M DEUTSCHLAND GmbH

Das Joint venture Vallourec & Mannesmann (V&M) wurde am 01.10.1997 gegründet. Die Gesellschafter sind die
französische Vallourec mit 55 % und die Mannesmannröhren-Werke AG mit 45 % Anteilen.

Im Jahr 2001 wurden erstmals Vallourec-Belegschaftsaktien im Rahmen eines Mitarbeiterkapitalbeteiligungspla-
nes der Vallourec-Gruppe ausgegeben. Es konnten in den deutschen Betrieben bis zu 2,5 % der Bruttobezüge
des Jahres 2001 investiert werden. Eine Besonderheit in dem Programm liegt in einer zusätzlichen Erfolgsbeteili-
gung, die an die Entwicklung des Aktienkurses innerhalb der nächsten 5 Jahre gekoppelt ist. Vor dem Hinter-
grund anderer steuerrechtlicher Regelungen (unter anderem müssen die gezeichneten Aktien vom 'Fonds com-
mun d’entreprises’, FCPE, ein Sammelfonds für Unternehmen, gehalten werden) wurden in Frankreich andere
Ausgabekonditionen gewählt.

Alle AT-Angestellten erhalten eine Gewinnbeteiligung in Form einer Tantieme/Gratifikation, die je zur Hälfte an
das Ergebnis der Gesellschaft und die persönliche Leistung gebunden ist.

Zapp AG

Aus einer mehr als 300-jährigen Industrie- und Handelstradition gewachsen, vereint die ZAPP-Gruppe heute
führende Unternehmen aus dem Bereich Kaltumformung und der Werkstofftechnik. Zur ZAPP Unternehmens-
gruppe gehören die Robert ZAPP Werkstofftechnik GmbH, Stahlwerk Ergste Westig GmbH und ZAPP USA.
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Bei einem positiven Unternehmensergebnis kann für alle tariflichen Mitarbeiter der deutschen Standorte eine
Sondervergütung ausgeschüttet werden. Die AT-Mitarbeiter können eine Tantieme erhalten, die sich sowohl an
der persönlichen Leistung als auch am Unternehmenserfolg orientiert. Die Verteilung erfolgt im Rahmen eines
festgelegten Gesamtbudgets unter Berücksichtigung der genannten Kriterien.

Die Erhebung zeigt, dass der Gedanke der materiellen Mitarbeiterbeteiligung in vielen Unternehmen der deut-
schen Eisen- und Stahlindustrie aufgenommen wurde. Dabei ist zu erkennen, dass es unterschiedlichste Formen
von Erfolgsbeteiligungen gibt, während bei der Kapitalbeteiligung ausschließlich die Belegschaftsaktie – und
zwar in großen Konzernen mit der Rechtsform Aktiengesellschaft – genutzt wird. Im außertariflichen Bereich sind
zielabhängige Modelle der Erfolgsbeteiligung verbreiteter als im tariflichen Bereich. Bei letzterem werden in der
Regel (spontaner) ausgehandelte Sonderzahlungen in Abhängigkeit vom Unternehmenserfolg ausgeschüttet. 
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5. Betriebliche Beispiele aus der Stahlindustrie

5.1. Erfolgsbeteiligungsmodelle

5.1.1. Mitarbeiter-Erfolgsbeteiligung der AG der Dillinger Hüttenwerke 

Im März 2000 wurde eine Betriebsvereinbarung abgeschlossen, die den Mitarbeitern bei erzielten Einsparungen
und gutem betriebswirtschaftlichen Geschäftsergebnis eine Sonderzahlung nach Abschluss des Geschäftsjahres
zusagt. Diese Betriebsvereinbarung löst eine Praxis der vergangenen Jahre ab, nach der bei gutem Geschäftser-
gebnis der Betriebsrat eine 'angemessene' Beteiligung der Mitarbeiter am Ergebnis aushandelte.

Ziel der Vereinbarung ist auch, für die Mitarbeiter einen finanziellen Anreiz zu schaffen, mit guten Leistungen zu
einem guten Geschäftsergebnis beizutragen.

Maßgeblich für die durchschnittliche Höhe der Sonderzahlung sind zwei Faktoren:

– Verbesserung bestimmter Leistungen; gemessen durch 13 Indikatoren

– Wirtschaftliches Ergebnis, ausgedrückt durch sogenannte Brutto-Betriebs-Vermögens(BBV)-Rendite
(Verhältnis des Gewinns zum eingesetzten Kapital).

Indikatoren zur Leistungsbemessung:

Gruppe: Leistung
1. Stillstandszeit Stahlwerk
2. Ausfallzeit Warmzone Walzwerk
3. Stillstandszeiten Walzwerk
4. Leistung Brennerei
5. Leistung Verladebetrieb

Gruppe: Qualität
6. Fehl- und Rücklaufschmelzen
7. Restblockmengen Stahlwerk
8. Flämmen weg. Rissen
9. Blechausfall und Überwalzung

10. Anomalien Abnahme

Gruppe M itarbeiter:
11. TQM-Projekte
12. Krankenstand
13. Unfälle

Bezugsgrößen für alle Indikatoren sind Durchschnittswerte der Jahre 1995 bis 1999. Gemessen wird die Verän-
derung pro Indikator gegenüber dem jeweiligen Basiswert. Die Messwerte werden in Abhängigkeit von „geld-
werten Einsparungen bei positiver Veränderung“ in Punkte als einheitliche Größe umgerechnet. Mehr- und Min-
derleistungen verrechnen sich gegeneinander.



Indikator Basisw ert Erreicht Punkte

........... ...........

........... ...........

xx 100 110 10

yy 5 4 – 1

zz 200 220 20

100
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Beispiel für Leistungsbemessung:

Berechnung des Ausschüttungs-Prozentsatzes:

In einer Tabelle ist der Ausschüttungs-%-Satz in Abhängigkeit der BBV-Rendite für 100 Punkte aus dem Ergeb-
nis der Leistungsbemessung festgelegt:

Der für das entsprechende Geschäftsjahr gültige %-Satz bezieht sich dann auf die tatsächlich erreichte Punkte-
zahl aus der Leistungsbemessung.

Bei einer BBV-Rendite < 1 % erfolgt keine Ausschüttung. Bei einer BBV-Rendite ab 15 %  beträgt der max. Aus-
schüttungssatz 10 % für 100 Punkte.

Individueller Wert der Ausschüttung:

Zur Errechnung der individuellen Erfolgsbeteiligung wird der Ausschüttungs-%-Satz auf das Durchschnittsmo-
natseinkommen des einzelnen Mitarbeiters bezogen. 

Damit wird dem unterschiedlichen Leistungsstand der einzelnen Mitarbeiter Rechnung getragen.

Berechnungsbeispiel für Erfolgsbeteiligung:

Leistungsbemessung: 120 Pkte.; BBV-Rendite 10 %; 

Durchschnittsmonatseinkommen des Mitarbeiters 5.000 DM:

Aus-
schüttung
bei 100 Pkt.

1 %                                                         BBV-Rendite                                                      15 %

2 %

10 %

Ausschüttung: 120 * 7,5 (Tabellen-% Satz f. 10 % BBV und 100 Pkt.) = 9 %

100

Indiv. Ergebnis: 5.000 DM * 9 % = 450,00 DM
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Auszahlung:

Bei BBV-Renditen < 5% wird das festgestellte individuelle Ergebnis unverzinst erst dann ausgezahlt, wenn ein
genereller Anspruch auf Auszahlung der Erfolgsbeteiligung besteht (BBV > 5%).

Neben der Barauszahlung werden als steuerbegünstigte Verwendungsalternativen auch eine Vermögensbeteili-
gung im eigenen Unternehmen (§ 19a EStG) und Entgeltumwandlung zur betrieblichen Altersvorsorge angebo-
ten.

Die vorliegende Betriebsvereinbarung zur Erfolgsbeteiligung wurde zunächst für drei Jahre vereinbart. Diese Zeit
wird als Lern- und Testphase angesehen. Optimierungsmöglichkeiten für die Zukunft sind nicht ausgeschlossen.

5.1.2. Erfolgsprämie der ThyssenKrupp Nirosta

Die Krupp Thyssen Nirosta GmbH entstand 1995 durch die Zusammenlegung der Rostfrei Flach-Aktivitäten der
damaligen Konzerne Krupp und Thyssen. Seit ihrer Gründung wurden Einmalzahlungen auf der Grundlage vor-
maliger Vereinbarungen geleistet. Für die Mitarbeiter waren diese Zahlungen weder mit der Leistungserstellung
noch mit Initiative – Verbesserungsvorschläge –, dem Unfallgeschehen oder  mit krankheitsbedingter Abwesen-
heit verknüpft. Sie erschienen vielmehr als einmalige Pauschalen unter Stichwörtern wie „Familienzulage“ oder
„Standortbezogene Pauschalzahlung für nicht aufgebrauchte Sozialleistungen“. 

Im Jahr 2000 wurde eine Erfolgsprämie eingeführt. Zugleich wurden damit vorher gewährte vielfältige Soziallei-
stungen aufgehoben.

Zielsetzung der Erfolgsprämie war und ist es, die Motivation, Kreativität und Leistung der Mitarbeiter zu fördern
und dadurch den Erfolg und die Zukunftsfähigkeit des Unternehmens langfristig zu sichern. Durch die
Gewährung einer ergebnis- und kennziffernbezogenen Erfolgsprämie soll 

• der Zusammenhang zwischen Unternehmenserfolg und Vergütung für die Mitarbeiter transparenter
gemacht werden,

• die Entwicklung einer leistungsorientierten Vergütungspolitik und -kultur gefördert werden,

• der erhebliche administrative Aufwand entfallen, der mit der Gewährung einer Vielzahl werkbezogener
unterschiedlicher betrieblicher Sozialleistungen – verbunden ist.

• Die Erfolgsprämie wird an alle Mitarbeiter mit Ausnahme der leitenden Angestellten i.S.d. § 5 Abs. 3
BetrVG gewährt. Auszubildende erhalten 30 % der Erfolgsprämie.

Die Erfolgsprämie setzt sich aus vier Prämienbestandteilen zusammen, und zwar:

• dem Ergebnis vor Einkommens- und Ertragssteuern

• der Kennziffer „Beteiligungsquote betriebliches Vorschlagwesen“

• der Kennziffer „Unfallhäufigkeit“

• der Kennziffer „Gesundheitsquote“.

Die Höhe der Erfolgsprämie ist abhängig vom erzielten Ergebnis vor Einkommens- und Ertragssteuern und den
erreichten Kennziffern/Quoten des Geschäftsjahres, für welches die Erfolgsprämie gewährt wird.

Ergebnis vor Einkommens- und Ertragssteuer

Prämienbestimmend ist das operative, zur internen betrieblichen Steuerung herangezogene und vom Wirt-
schaftsprüfer testierte Ergebnis vor Einkommens- und Ertragssteuer. Gewinne aus dem Abgang vom Anlagever-
mögen, Bewertungsänderungen des Anlage- und/oder Umlaufvermögens sowie sonstige nicht im Rahmen der
normalen Geschäftstätigkeit positive oder negative Posten gehen nicht in das operative Ergebnis ein.
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Beteiligungsquote Betriebliches Vorschlagswesen

Ausschlaggebend sind die umsetzbaren Verbesserungsvorschläge pro Jahr je 1000 Mitarbeiter.

Unfallhäufigkeit

Die Quote der Unfallhäufigkeit ermittelt sich aus der Formel

Meldepflichtige Unfälle x 1.000.000 Stunden

Geleistete Arbeitsstunden

Gesundheitsquote

Prämienbestimmend ist die Gesundsheitsquote der Lohnempfänger. Sie errechnet sich nach folgender Formel:

(Gesamtstunden – Krankheitsstunden) x 100

Gesamtstunden

Ausfallstunden wegen Unfall und langer Krankheiten (> 6 Monate) führen dabei nicht zu einer Verringerung der
Gesundheitsquote.

Die Gesamtprämie errechnet sich als Summe dieser vier Einzelprämien. Die Höhe der Erfolgsprämie kann dabei
maximal 975 �betragen, und zwar max. 600 �bezogen auf das Ergebnis und jeweils max. 125 �bezogen auf
die übrigen Kennziffern. Damit ergibt sich folgendes Verteilungsbild:

Ob eine Erfolgsprämie gezahlt wird und deren dann  gegebene tatsächliche Verteilung hängen aber vom Ver-
lauf des jeweiligen Geschäftsjahres ab. So kann zum Beispiel auch bei einem negativen Ergebnis eine Erfolgs-
prämie zur Auszahlung kommen, wenn in einer oder mehrerer der anderen Kennziffern entsprechende Zielset-
zungen erreicht werden.

5.1.3. Erfolgsbeteiligung im Salzgitter-Konzern

In der Vergangenheit wurde im Salzgitter-Konzern nach einem ertragreichen Geschäftsjahr zwischen Konzern-
betriebsrat und Vorstand eine Beteiligung der Belegschaft (Bonifikation) ausgehandelt, die in der Regel dann in
allen Konzerngesellschaften gleichermaßen – teilweise auch in Form von Aktien – ausgeschüttet wurde. Um eine

Ergebnis

Beteiligungsquote BVW

Unfallhäufigkeit

Gesundheitsquote
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strukturierte Vorgehensweise und direkte Anreizwirkung hinsichtlich einer „echten“ Erfolgsbeteiligung zu schaf-

fen, wurde im Oktober 2001 eine Konzernrahmenbetriebsvereinbarung zur Erfolgsbeteiligung im Salzgitter-Kon-

zern abgeschlossen. Diese setzt den Rahmen für Erfolgsbeteiligungsmodelle in den einzelnen Konzerngesell-

schaften. Ziel war es, ein einheitliches System zu schaffen, das es gleichzeitig erlaubt, die materielle Ausgestaltung

an die individuelle Leistungsfähigkeit jeder Konzerngesellschaft anzupassen. 

Weiterhin war es das Ziel:

• die Erfolgsbeteiligung als Steuerungsinstrument zu nutzen (Potenzialhebung), 

• das wirtschaftliche Denken der Mitarbeiter anzuregen,

• eine Erhöhung des Kostenbewusstseins zu erreichen,

• die Identifikation mit und das Interesse am Unternehmen durch (unmittelbare) Erfolgsbeteiligung zu

verstärken und auch 

• eine Motivationssteigerung zu erzielen.

Die neue Erfolgsbeteiligung im Salzgitter-Konzern basiert auf Zielvereinbarungen und besteht aus zwei Teilen:

• einem ergebnisabhängigen Teil und

• einem zielvorgabenabhängigen Teil,

die unabhängig voneinander sind.

Für den ergebnisabhängigen Teilwerden Ziele sowohl für das Konzern- als auch das Gesellschaftsergebnis

festgelegt. Die Ziele können sowohl als absolutes Ergebnis als auch als Ergebniskennzahl (ROCE) dargestellt wer-

den. Wichtig ist jedoch, dass es sich bei dem ausgewählten Indikator um eine langfristige und stabile Orientie-

rungsgröße handelt. Dadurch kann eine entsprechende Kontinuität in der Zielgröße gewährleistet werden. 

Bei Erreichen der einzelnen Zielvorgaben wird eine entsprechende Prämie ausgeschüttet. Dabei wird das Kon-

zernergebnis mit 1/3 und das Gesellschaftsergebnis mit 2/3 berücksichtigt. Die Prämienhöhe wird jedes Jahr im

Vorfeld durch die Geschäftsführungen nach Beratung mit dem Betriebsrat festgelegt. Außerdem kann auf Gesell-

schaftsebene eine sukzessive Aufstockung des Prämienbetrages vereinbart werden, wenn der definierte Zielwert

erheblich übertroffen wird. Der Konzernrahmen bietet auch die Möglichkeit, einen Zielkorridor zu definieren, der

bei geringfügiger Unterschreitung des Zielwertes eine Auszahlung zulässt. Hier erfolgt allerdings ein erheblicher

Abschlag auf die Erfolgsprämie, so dass eher der Charakter einer Anerkennungsprämie besteht.

Im zielvorgabenabhängigen Teilwerden ebenfalls jährlich Indikatoren ausgewählt, die geeignet sind,

Schwachstellen in der Gesellschaft zu beseitigen und bisher ungenutzte Potenziale auszuschöpfen (aktive Steue-

rung). Eine Prämie wird allerdings nur gewährt, wenn gleichzeitig auch ein wirtschaftliches Mindestergebnis

erreicht wurde. Dadurch wird gewährleistet, dass die Gesellschaft eine resultierende Ausschüttung wirtschaftlich

verkraften kann. Mögliche Indikatoren sind: Qualität, Produktivität, Kundenzufriedenheit, Arbeitssicherheit, Anwe-

senheit und das interne Verbesserungspotenzial (Betriebliches Vorschlagswesen). In der Regel sollen nicht mehr

als zwei Indikatoren pro Jahr ausgewählt werden.

Die resultierenden Ausschüttungen können im Gesamtmodell zur Mitarbeiterbeteiligung und Betrieblichen

Altersversorgung im Salzgitter-Konzern auf verschiedene Weise genutzt werden. Die ermittelten Beträge können

ganz oder teilweise durch kollektive Vereinbarung als flexibler Baustein in die Betriebliche Altersversorgung ein-

fließen, oder aber auch individuell im Rahmen der Entgeltumwandlung in eine fondsgedeckte zusätzliche arbeit-

nehmerfinanzierte Altersversorgung eingebracht werden. Darüber hinaus kann selbstverständlich auch eine Aus-

zahlung der Erfolgsprämien erfolgen.



Im folgenden Schaubild wird das Gesamtsystem der Erfolgsbeteiligung dargestellt:

5.1.4. Gewinnbeteiligung in einer Tantiemeregelung 

bei Rasselstein/Rasselstein Hoesch

Wesentliches Element des Tantiemesystems der Rasselstein GmbH und der Rasselstein Hoesch GmbH ist die Ori-

entierung der Tantiemen am wirtschaftlichen Erfolg und an der individuellen Leistung. Ausgangsdaten sind der

Wertbeitrag von Konzern und Unternehmen sowie der sich aus der individu ellen Leistungseinschätzung erge-

bende Leistungsanteil. Erfolgs- und Leistungsanteil wirken hälftig auf die Zieltantieme, wobei sich der Erfolgsan-

teil additiv aus dem Konzernerfolg und dem Bereichserfolg mit gleicher Gewichtung errechnet.

Konzern-
ergebnis

Gesellschafts-
ergebnis

Ergebnisabhängiger Teil

Ziel/Kennzahl
erreicht

Ziel/Kennzahl
erreicht

ja nein ja nein

         Aus  schüttung

Zielvorgabenabhängiger
 Teil

max. zwei Indikatoren

Voraussetzung für die
Ausschüttung: Erreichen des

vorab definierten
Mindestergebnisses

ja neinja nein

Indikator 1
 Ziel erreicht

Indikator 2
Ziel erreicht

Ausschüttung Ausschüttung

Bezugszeitraum

Definitions -
phase
- Zielermittlung
- Zielgrößen
- Ausschüttungsbeträge
- etc.

Ausschüttungs -
phase

ErfolgsbeteiligungErfolgsbeteiligung
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Struktur der Tantiem e

Leistungsausfall Bereichsanteil Konzernanteil

50 % 25 % 25 %



Elemente der 
Tantiemestruktur

Bewertungs-
bandbreite

Gewichtung
Erreichbare Tantieme-
anteile in %-Punkten

Erfolgsanteil
Wertbeitrag Konzern 
und Bereich

0 – 200 % 0,5 0 – 100 %-Punkte

Leistungsanteil
Individuelle 
Zielerreichung

50 – 150 % 0,5 25 – 75 %-Punkte

Erreichbare Gesamttantieme (min./max.) 25 – 175 %-Punkte
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Zieltantieme

Zieltantieme ist der Betrag, den der tantiemeberechtigte AT-Mitarbeiter bei Erreichen der jeweils vor gegebenen
wirtschaftlichen Ziele und bei voller Erfüllung seiner individuellen Ziele und Aufgaben erhält. Sie ist damit die rech-
nerische Bezugsgröße, die bei Abweichungen von der vorgegebenen wirtschaftlichen Zielzahl und der erwarte-
ten Ziel-/Aufgabenerfüllung als Basis herangezogen wird.

Tantiemestruktur

Die Spreizung der Bandbreiten ist bei den beiden Anteilen unterschiedlich:

Wertbeitrag

Aus der Gegenüberstellung der erwirtschafteten Kapitalrendite – ROCE (return on capital employed) – und
dem durchschnittlichen gewichteten Kapitalkostensatz – WACC (weighted average cost of capital) – ergibt
sich durch Multiplikation mit dem Wert des eingesetzten Kapitals – CE (capital employed) – der Wertbeitrag. Zu
Beginn eines Geschäftsjahres wird das Ziel der Kapitalrendite und somit das zu erreichende Niveau für den
100%-Fall des Erfolgsanteiles vorgegeben.

Einschätzung der individuellen Leistung

Die Bewertung der individuellen Leistung erfolgt durch Beurteilung der zu Geschäftsjahresbeginn ver abredeten
Ziele. Üblich sind zwei bis vier individuelle Ziele qualitativer und – so weit möglich – quantita tiver Art. Darüber
hinaus sollen in zwei weiteren Zielen, die Entwicklung der eigenen Fachkompetenz und bei entsprechender Auf-
gabenstellung auch die Entwicklung der Führungskompetenz berücksich tigt werden. Die Leistung wird in einem
Tantiemegespräch in fünf Kategorien bewertet, die durch eine summarische Einschätzung des Gesamtbildes der
Aufgabenerfüllung ergänzt wird.

Tantiemeverwendung

Beiträge aus der Tantieme werden zur Zeit für Direktversicherungen entnommen oder kommen – im Sinne eines
Deferred Compensation-Modells – zu einem späteren Zeitpunkt zur Auszahlung. Damit nut zen viele AT-Mitar-
beiter vorhandene Möglichkeiten der Einkommensoptimierung und Altersvorsorge.

In einer neuen Konzeption ist auch daran gedacht einen Teil der Tantiemen nicht mehr als Bar-Tan tieme auszu-
zahlen, sondern die Möglichkeit von Aktienzuteilungen zu nutzen.
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5.2. Kapitalbeteiligungsmodelle

5.2.1. Belegschaftsaktien des ThyssenKrupp-Konzerns

Eine wichtige Basis für den Unternehmenserfolg sind die Leistungsbereitschaft und Motivation der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter. Der Vorstand der ThyssenKrupp AG hat daher am 5. März 2001 beschlossen, die Mitar-
beiter aller inländischen Konzernunternehmen erstmals mit der Ausgabe von Belegschaftsaktien an der Ent-
wicklung und am Erfolg des Unternehmens zu beteiligen. Mit einer Beteiligung der Mitarbeiter am eigenen
Unternehmen soll unter anderem eine höhere Identifikation mit dem gesamten ThyssenKrupp Konzern erreicht
und darüber hinaus die Aktienkultur in breiten Belegschaftskreisen verstärkt werden.

Im früheren Thyssen-Konzern hatte es bereits 1976 und 1989/90 Belegschaftsaktien gegeben. Im früheren
Krupp-Konzern gab es diese Möglichkeit nicht.

Von den rund 100.000 bezugsberechtigten Mitarbeitern im ThyssenKrupp-Konzern haben in der Zeichnungsfrist
vom 1. bis 29. Mai 2001 rund 50.000 Mitarbeiter die Gelegenheit wahrgenommen, ThyssenKrupp Aktien zu
einem Vorzugspreis zu erwerben. Somit konnte jeder zweite inländische Konzernmitarbeiter als neuer Thyssen
Krupp Aktionär begrüßt werden.

Die Belegschaftsaktien wurden zum halben Börsenkurs des Bemessungsstichtages (Tag des Vorstandsbeschlus-
ses) ausgegeben, jedoch nur in der Größenordnung des gem. § 19a Einkommensteuergesetz steuerlich mögli-
chen Abschlages von maximal 300,00 DM (�154,-). Anders gesagt: für jede Mark, die ein Mitarbeiter investiert
hat, hat das Unternehmen eine Mark dazu gegeben. Auf dieser Grundlage ergab sich ein Ausgabepreis für die
ThyssenKrupp Belegschaftsaktie 2001 von 8,95 Euro = 17,50 DM.

Die Belegschaftsaktien wurden ausschließlich in folgenden Stückzahlen angeboten:

• 6 Aktien zu einem Gesamtpreis von 105,00 DM

• 12 Aktien zu einem Gesamtpreis von 210,00 DM

• max. 17 Aktien zu einem Gesamtpreis von 297,50 DM

Die für diese Aktion erforderlichen Aktien wurden über die Börse gekauft.

Die Übertragung der Aktien erfolgte auf seitens der Belegschaftsmitglieder individuell angelegte Wertpapierde-
pots bei inländischen Kreditinstituten. Da für die Verwahrung und Verwaltung von Aktien die Kreditinstitute
Depotgebühren in unterschiedlicher Höhe berechnen, wurde den Belegschaftsmitgliedern im Hinblick auf die
Verwahrung der Belegschaftsaktien durch das Unternehmen ein einmaliger Pauschalbetrag in Höhe von 50,-- DM
netto erstattet. Die Gutschrift dieses Pauschalbetrages erfolgte im Rahmen der Kaufpreisregulierung.

Um einen nachhaltigen Erfolg zu erreichen, ist angedacht, die Ausgabe von Belegschaftsaktien künftig zu wie-
derholen.

5.2.2. ESOP – Aktiensparplan des Salzgitter-Konzerns

In der Vergangenheit hat die Salzgitter AG die Mitarbeiter durch Ausgabe von Belegschaftsaktien am Unterneh-
menskapital beteiligt. Dabei konnten bisher maximal 50 Aktien erworben werden. Um eine Aktienbeteiligung
der Belegschaft auch in größerem Maße realisieren zu können, wurde ebenfalls im Oktober 2001 ein neues
System zur Beteiligung der Mitarbeiter in Form von Aktien mit dem Konzernbetriebsrat vereinbart. Es handelt sich
dabei um einen Employee Stock Ownership Plan (ESOP) oder auch Aktiensparplan. Der Mitarbeiter kann dabei
Aktien der Salzgitter AG zu Vorzugskonditionen erwerben. Durch die Gewährung eines Arbeitgeberdarlehens
wird die Finanzierung erleichtert und gleichzeitig ein relativ hohes Aktienvolumen erreicht. Die Laufzeit des ESOP
beträgt drei Jahre und erfordert einen anfänglichen Eigenbeitrag des Mitarbeiters in Höhe von 20 %.
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Ziel der Mitarbeiterbeteiligung durch Aktien ist es, den Konzerngedanken zu vermitteln (Verbundenheit der Kon-
zernunternehmen) und die Identifikation der Mitarbeiter mit ihrem Unternehmen und damit die Bindung an das
Unternehmen zu erhöhen.

Ein Beispiel:

Der Mitarbeiter erwirbt ein Aktienpaket im Gesamtvolumen von 1.000 �. Dabei wird der größte Teil – hier 
800 �– über ein zinsgünstiges Arbeitgeberdarlehen finanziert. Der sofortige Eigenbeitrag des Mitarbeiters
beläuft sich lediglich auf 20 %, in diesem Fall also auf 200 �. Die so erworbenen Aktien sind über die gesamte
Laufzeit voll dividendenberechtigt. Am Ende der Laufzeit muss dann das Darlehen getilgt werden. Dies kann auch
schon sukzessive über die dreijährige Laufzeit des ESOP durch eine Ratenzahlung realisiert werden.
Die Vorteile des ESOP aus Mitarbeitersicht bestehen vor allem:

• im Erwerb eines größeren Aktienpaketes durch das zinsgünstige Arbeitgeberdarlehen in Höhe von ca.
80 % des Aktienvolumens,

• in der Übernahme eines definierten Kursrisikos durch die Salzgitter AG bzw. einem Preisnachlass pro
Aktie gegenüber dem aktuellen Börsenkurs (je nach Definition des Angebotes durch den Konzernvor-
stand),

• in der Dividenden- und Stimmberechtigung auf das gesamte Aktienpaket während der Programmlauf-
zeit und 

• in der Chance, Kursgewinne auf das gesamte Aktienpaket zu realisieren.

Mit diesem neuen Modell soll der Anteil der Belegschaftsaktien am Gesamtkapital der Salzgitter AG in einem
überschaubaren Zeitraum gesteigert werden. 
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6. Exkurs: Materielle Mitarbeiterbeteiligung 
bei der Deutsche Telekom AG

6.1. Erfolgsbeteiligung

Bei der Deutsche Telekom AG bestehen Formen der Erfolgsbeteiligung sowohl im Bereich der AT-Angestellten
als auch für einen Teil der Tarif-Mitarbeiter. Ziel ist es, auf Dauer für alle Beschäftigten nicht allein durch eine lei-
stungs- bzw. ergebnisorientierte Vergütung, sondern auch durch eine direkte Beteiligung am Unternehmenser-
folg Anreiz für individuelle Beiträge zu einem positiven Geschäftsergebnis zu schaffen.

Erfolgsabhängige Vergütung der AT-Angestellten

Für die AT-Beschäftigten ist die erfolgsabhängige Vergütung durch die „Konzernbetriebsvereinbarung über
Beschäftigungsbedingungen für außertarifliche Angestellte“ vom 01.01.1999 konzernweit einheitlich geregelt.

Je nach Zugehörigkeit zu einer der vier AT-Funktionsgruppen (Zuordnung nach Wertigkeit der Funktion in Grup-
pen 1 – 4) können die Beschäftigten maximal bis zu 22,5 % (AT 1 – 3), bzw. 37,5 % (AT 4) ihres Jahresgrund-
gehaltes als erfolgsabhängige Vergütung erhalten. Die jeweilige Höhe dieser Vergütung wird nach dem indivi-
duellen Zielerreichungsgrad bemessen. Hierbei werden sowohl der Erfolg des Unternehmens als auch die
individuelle Leistung des Mitarbeiters berücksichtigt.

Die vereinbarten individuellen Ziele werden zu zwei Dritteln und die Unternehmensziele zu einem Drittel gewich-
tet. Für die unternehmensbezogene Komponente der erfolgsabhängigen Vergütung gelten die Ziele, die für das
betreffende Geschäftsjahr zwischen dem Aufsichtsrat und dem Vorstand der Deutsche Telekom AG vereinbart
und in einer Konzern-Scorecard niedergelegt worden sind. Die aus dieser Scorecard abgeleiteten Individualziele
werden in einem Zielvereinbarungsgespräch zwischen den einzelnen AT-Beschäftigten und ihrem direkten Vor-
gesetzten festgelegt. 

Hierbei werden jeweils zwei bis fünf individuelle quantitative oder qualitative Ziele vereinbart. Nur wenn die Indi-
vidualziele im Durchschnitt zu mindestens 70 % erreicht wurden, kommt der auf die Unternehmensziele entfal-
lende Anteil der erfolgsabhängigen Vergütung zur Auszahlung.

Erfolgsabhängige Vergütung im Tarifbereich

Für die nahezu 70.000 tariflichen Beschäftigten der Deutsche Telekom AG ist im letzten Jahr ein umfassendes
Tarifvertragswerk zum „Neuen Bewertungs- und Bezahlungssystem“ in Kraft getreten, mit dem das Bezahlungs-
system des öffentlichen Dienstes durch marktorientierte Regelungen zur Bewertung von Funktionen sowie einer
entsprechenden Vergütung abgelöst wurde. Hierin ist erstmals auch für einen Teil der Tarif-Mitarbeiter (die Son-
derentgeltgruppen 9 und 10) eine ergebnisorientierte Vergütung geregelt worden. 

Inhaltlich entspricht die Ausgestaltung im Wesentlichen dem System der Erfolgsbeteiligung für AT-Angestellte,
wobei der Anteil der erfolgsabhängigen Vergütung im Tarifbereich geringer ist. Die maximal zu erzielende Ver-
gütung liegt – ebenso wie im AT-Bereich – bei einer 150 %igen Erreichung von Konzern- und Individualzielen
bei 18% des Jahresgrundgehaltes. Statt der Festlegung von Individualzielen für den einzelnen Mitarbeiter ist im
Tarifbereich auch die Vereinbarung von Teamzielen möglich.

Darüber hinaus wurde in diesem Jahr bei einer Division der Deutsche Telekom AG, der T-Systems International,
erstmals eine variable erfolgsabhängige Vergütung für alle Tarifmitarbeiter, also auch die unteren Tarifgruppen,
vereinbart. Der Anteil der variablen Vergütung bemisst sich am sogenannten Jahreszielgehalt (= Summe aus fixen
und variablen Gehaltsbestandteilen bei 100 %iger Erfüllung der individuellen Leistungserwartung und unterneh-
mensseitiger Ergebnisplanung). 



Klassisches Modell Bevorrechtigte Zuteilung

Förderung durch die Deutsche
Telekom AG

Rabatt in Höhe von 153,39 �
der Deutsche Telekom AG für
den Erwerb von 10 Aktien

Keine

Vorteil je Mitarbeiter 153,39 �– max. steuer- und
sozialabgabefreier Vorteil nach 
§ 19a EStG

Bis zu 80 Telekom-Aktien 
konnten bevorrechtigt erworben
werden

Dividende Dividendenberechtigung Dividendenberechtigung

Gebühren für den Erwerb keine keine

Depotgebühren Keine Anschaffungs- und Depot-
gebühren bis 31.12.2005

Keine Anschaffungs- und Depot-
gebühren bis 31.12.2005

Sperrfrist Sperrfrist bis 31.12.2005 Keine Sperrfrist

Kostenlose 
Treueaktien

Im Verhältnis 1:10 für Aktien, 
die bis zum 31.12.2001 ununter-
brochen gehalten werden

Im Verhältnis 1:10 für Aktien, 
die bis zum 31.12.2001 ununter-
brochen gehalten werden
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Bei Mitarbeitern der Tarifgruppen 1 bis 8 beträgt der Anteil der variablen Vergütung 10% dieses Jahreszielgehal-
tes, bei Beschäftigten der oberen Vergütungsgruppen 9 und 10 beläuft sich der variable Teil auf 15% des Ziel-
gehaltes. Die Ausgestaltung der Gewichtung und Vereinbarung der Ziele folgt auch hier im Wesentlichen den
eingangs geschilderten Modellen. 

6.2. Kapitalbeteiligung

Mitarbeiteraktien

Im Rahmen der Börsengänge der Deutsche Telekom AG in den Jahren 1996, 1999 und 2000 sowie der T-Onli-
ne, deren Börsengang ebenfalls 2000 erfolgte, konnten die Mitarbeiter des Konzerns Belegschaftsaktien erwer-
ben. Von der Möglichkeit, sich hierdurch an der Wertentwicklung des Unternehmens zu beteiligen, ist in großem
Umfang Gebrauch gemacht worden. Zu jedem Börsengang haben zwischen 100.000 und  156.000 Mitarbeiter
(zwischen 50 % und 80 % der Teilnahmeberechtigten) Aktien der Deutsche Telekom AG bzw. der T-Online AG
gezeichnet. Im Jahr 2000 wurden den Mitarbeitern Belegschaftsaktien nach dem klassischen Modell des § 19a
EStG sowie zusätzlich eine bevorrechtigte Zuteilung von Aktien angeboten.

Mitarbeiterbeteiligung 2000

Aktien-Options-Plan

Darüber hinaus nehmen hochqualifizierte Spezialisten im AT-Bereich am Aktien-Options-Plan der Deutsche Tele-
kom AG teil, der im übrigen für die leitenden Angestellten gilt. Sie erhalten hierbei zusätzlich zu ihrem Jahres-
zieleinkommen eine festgelegte Anzahl von Optionen je 5.000 Euro Zielgehalt. Die Optionen können frühestens
nach einer Wartezeit von zwei Jahren ausgeübt werden. Eine Ausübung ist erst möglich, wenn der Aktienkurs
20% über dem Referenzkurs (30-Tage-Durchschnittskurs der T-Aktie bei Gewährung der Optionen) liegt. Der
Gewinn besteht in der Differenz zwischen dem Aktienkurs bei Ausübung und dem Premium Price. Der Aktien-
Options-Plan ist ein revolvierender Plan, das heißt jährlich wird eine neue Tranche aufgelegt, für die jeweils der
aktuelle Premium Price gilt.
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Basispreis

Premium  Price
(120%)

Gewährung Kurs T- AktieUnterstellter Ausübungszeitpunkt 

Ges. Sperrfrist
nach AktG und

KonTraG  (2 Jahre) 

Ausübungszeitraum 
5 Jahre

100%

Gewinn bei
Premium
Price

Gewinn bei
“nackten”
Optionen



42 Arbeitspapier 82 ·  Materielle Mitarbeiterbeteiligung in der deutschen Stahlindustrie März 2004



43

7. Empfehlungen

Grundlagen

1. Wie in unserem Bericht gezeigt, werden mit dem personalpolitischen Instrument „materielle Mitarbei-
terbeteiligung“ verschiedenste Ziele verfolgt. Bevor Instrumente der Mitarbeiterbeteiligung ausgewählt
werden, sollte jedoch eine klare Zielhierarchie erarbeitet und damit Prioritäten gesetzt werden. Ziel-
bestimmung und Zielsetzung beeinflussen entscheidend die Erarbeitung des betrieblichen Umset-
zungskonzeptes sowie die Einführung eines entsprechenden Beteiligungssystems. Es gibt keine Patent-
lösungen.

2. Grundlegend ist zu beachten, dass Erfolgsbeteiligungsmodelle eher kurzfristig wirken und Anreize für
einen individuellen Beitrag zum Unternehmenserfolg schaffen. Neben Steigerung der Motivation und
einer Erhöhung des Kostenbewusstseins kann insbesondere eine Anregung des wirtschaftlichen Den-
kens der Mitarbeiter erreicht werden. Formen der Kapitalbeteiligung hingegen orientieren eher auf län-
gerfristige Ziele, die auf eine größere Verbundenheit zum und Identifikation mit dem Unternehmen und
damit Bindung an das Unternehmen abzielen. 

3. Die Praxis zeigt, dass ein komplexes Zielsystem in aller Regel nicht mit einem Einzel-Modell sondern nur
in einer Kombination mit mehreren Beteiligungsformen realisiert werden kann. Hierbei ist darauf zu
achten, dass die einzelnen Modelle aufeinander abgestimmt werden, also miteinander harmonieren.
Bei Unternehmen mit einem eher geringen Erfahrungsstand sollte aber im ersten Schritt eine Konzen-
tration auf das (die) anvisierte(n) Hauptziel(e) stattfinden, um mit einem Beteiligungsmodell erste
grundlegende Erfahrungen sammeln zu können und die Adressaten nicht mit zu komplexen Modellen
zu überfordern. In dieser (eventuellen) Pilotphase muss auch das Unternehmen in der administrativen
Handhabung Erfahrungen sammeln. Denn letzten Endes wird durch Erfolg oder Misserfolg der Grund-
stein für alle weiteren komplexeren Beteiligungsformen gelegt.

Erfolgsbeteiligungsmodelle

4. Soll primär ein Anreiz für einen individuellen Leistungsbeitrag des Mitarbeiters zum Unternehmenser-
folg geschaffen werden, bietet sich ein Modell zur Leistungsbeteiligung an.

Folgende Kriterien sollten hierbei berücksichtigt werden:

• Verwendung nachvollziehbarer Kennziffern, die durch die Mitarbeiter möglichst direkt beeinflusst
werden können

• Anwendung nicht zu vieler verschiedener Kennziffern/Kriterien, auch vor dem Hintergrund eines für
das Unternehmen vertretbaren Pflegeaufwandes

• Erreichen einer für den Mitarbeiter spürbaren Höhe der Leistungsbeteiligung zur Erhaltung der
Anreiz- und Motivationsfunktion. Dies kann durch die Wahl des Bezugszeitraumes – zum Beispiel
quartalsweise, halbjährlich, jährlich – beeinflusst werden.

• Eine Leistungsbeteiligung wird dann ausgezahlt, wenn eine spürbare (jeweils zu definierende) Ver-
besserung der Ausgangssituation eintritt.

5. Auch Modelle, die auf einer Ertrags- und/oderGew innbeteiligung beruhen, zielen auf die Steige-
rung der Motivation und der Leistungsbereitschaft der Mitarbeiter. Darüber hinaus können sie aber ins-
besondere eine Erhöhung des Kostenbewusstseins und eine Stärkung des Mitarbeiterinteresses am
Unternehmenserfolg bewirken.

6. Beide Beteiligungsarten – Leistungsbeteiligung sowie Ertrags- und/oder Gewinnbeteiligung – können
in einem Erfolgsbeteiligungsmodell auch kom biniertwerden. Ein in der Praxis gängiges Modell ist eine
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Kombination aus Gewinnbeteiligung (eventuell differenziert nach Konzern- und Unternehmensgewinn)
und zwei bis drei Kennziffern/Kriterien aus der Leistungsbeteiligung (zum Beispiel Beteiligungsquote
am Betrieblichen Vorschlagswesen, Gesundheits-/Krankenquote, Unfallhäufigkeit).

Hier muss insbesondere darüber eine Entscheidung getroffen werden, ob eine Ausschüttung nur bei Errei-
chen des Ertrags- oder Gewinnzieles erfolgt oder auch losgelöst hiervon zum Tragen kommt.

7. Neben einer Barauszahlung kann die Erfolgsbeteiligung – je nach betrieblichen Möglichkeiten – auch
in Form von zum Beispiel Belegschaftsaktien ausgeschüttet werden oder im Rahmen einer betrieblichen
Altersversorgung vom Mitarbeiter verwandt werden. Eine eventuelle Wahlmöglichkeit sollte bei dem
Mitarbeiter liegen.

Kapitalbeteiligungsmodelle

8. Mitarbeiterkapitalbeteiligungen sind, bis auf das Instrument Mitarbeiterdarlehen, rechtsformabhängig.
Bei Aktiengesellschaften bietet sich – wie unsere Erhebung gezeigt hat – die Belegschaftsaktie gera-
dezu an.

Zur Ausgestaltung von Belegschaftsaktien vgl. die Hinweise zur Ausgestaltung von Belegschaftsaktien-
programmen auf Seite 45.

9. Für das Ziel einer längerfristigen Bindung an das Unternehmen bieten sich Aktienspar- oder Aktien-
optionspläne als geeignete Beteiligungsform bei Aktiengesellschaften an. Während Aktiensparpläne
für die Gesamtbelegschaft zu empfehlen sind, da sie eher Vermögungsbildungscharakter haben, eig-
nen sich Aktienoptionspläne aufgrund der Kompliziertheit sowie des höheren Risikos eher für
Führungskräfte und Spezialisten. 

Zu den Regelungsgegenständen von Aktienoptionsplänen und deren Bewertung vgl. die Hinweise zur Aus-
gestaltung von Aktienoptionspläne auf Seite 47.
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